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Zusammenfassung  

Seit Inkrafttreten der Bahnreform am 1. Januar 1994 muss sich die Deutsche Bahn AG (DB) 
im Wettbewerb am Verkehrsmarkt als Wirtschaftsunternehmen behaupten und ihre 
Aufwendungen aus ihren Einnahmen finanzieren. Öffentliche Finanzierungsbeiträge, mit 
denen die DB für den Bund und die Länder Aufgaben der Daseinsvorsorge erfüllt, 
beschränken sich im Wesentlichen auf zwei Aspekte:  

� auf Investitionen für den Ersatz sowie den Aus- und Neubau der 
Bundesschienenwege 

� auf Leistungen im Schienenpersonennahverkehr, die die Bundesländer bei 
der DB und anderen Bahnen bestellen. 

 

Im Jahr 2014 wurden für das Eisenbahnwesen insgesamt 17,0 Milliarden Euro bereitgestellt, 
hiervon rund 11,3 Milliarden für das System Schiene. Dabei wurden 3,9 Milliarden Euro für 
Infrastrukturinvestitionen bestimmt. Diese Mittel hat der Bund in Erfüllung seiner 
Verantwortung nach Artikel 87e Absatz 4 des Grundgesetzes mittels Baukostenzuschüsse für 
den Erhalt und Ausbau der Schienenwege der Eisenbahnen des Bundes bereitgestellt. 
Zusätzlich glich der Bund mit gut 90 Millionen Euro insbesondere die Wettbewerbsnachteile 
der Schiene aus, die beim Betrieb von Bahnübergängen entstehen. 

Gemäß Artikel 106a des Grundgesetzes überwies der Bund den Ländern 7,3 Milliarden Euro 
Regionalisierungsmittel für den öffentlichen Personennahverkehr. Diese Mittel werden 
insbesondere für die Bestellungen von Verkehrsleistungen im Schienenpersonennahverkehr 
verwendet. In Form von Bestellerentgelten entfielen hiervon auf die DB 4,1 Milliarden Euro. 

Darüber hinaus glich der Bund das Defizit des Bundeseisenbahnvermögens mit 5,7 
Milliarden Euro aus, womit die Verpflichtungen von Bundes- und Reichsbahn finanziert 
werden. Im Wesentlichen sind dieses Zahlungen an ca. 164.000 Versorgungsempfänger. 
Diese Mittel fließen somit nicht in das System Schiene. 

Seit der Bahnreform ist der Einsatz öffentlicher Mittel für die Schiene pro 
Verkehrsleistungseinheit inflationsbereinigt um rund 57 Prozent gesunken.  

 

Zusätzlich haben Bund und DB das System Schiene seit 1994 umfassend modernisiert. So 
wurden insgesamt über 158 Milliarden Euro in das System Schiene investiert. Auf den 
Erhalt und Ausbau der Infrastruktur entfielen dabei allein knapp 113 Milliarden Euro bzw. 
durchschnittlich 5,3 Milliarden Euro pro Jahr. Davon wurden knapp 21 Milliarden Euro direkt 
von der DB mit Eigenmitteln finanziert, durchschnittlich also rund 1 Milliarde Euro pro Jahr. 

 

Im Rahmen der zweiten Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung werden zwischen 2015 
und 2019 die Mittel für Investitionen und Instandhaltung des Bestandsnetzes von 20 
Milliarden Euro auf 28 Milliarden Euro erhöht. Dabei werden in einem neuen sogenannten 
„Finanzierungskreislauf 2.0“ die Infrastrukturgesellschaften der DB ihr Ergebnis vollständig 
für die Finanzierung der Infrastruktur zur Verfügung stellen.  

 

Für die Schiene werden ein deutliches Verkehrswachstum sowie steigende Marktanteile 
prognostiziert. Sie kann ihren Anteil am Verkehrsmarkt insbesondere dann ausbauen, wenn 
die Infrastrukturkapazität dies zulässt. Für den Bundesverkehrswegeplan hat die DB mit der 
„Netzkonzeption 2030“ ein Gesamtkonzept für den Neu- und Ausbau angemeldet, das 
2030 ein engpassfreies Netz ermöglichen soll.  

 

Für den Erhalt bzw. Ausbau eines leistungsfähigen und attraktiven Angebots im Schienen-
personennahverkehr sollte bei der anstehenden Revision des Regionalisierungsgesetzes  
insbesondere eine erhöhte Dynamisierung der Regionalisierungsmittel erfolgen.  

Der Infrastruktur des öffentlichen Personennahverkehrs droht ferner eine Finanzierungslücke, 
da die sogenannten Entflechtungsmittel des Bundes den Ländern nur noch bis 2019 zur 
Verfügung stehen. Eine gesetzliche Anschlussfinanzierung für die Jahre ab 2020 ist daher 
auch aus Gründen der Planungssicherheit dringend erforderlich. 
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Struktur der Bundesleistungen „für das Eisenbahnwesen“ 2014 
 

Seit der Bahnreform sind nach Artikel 87e Absatz 3 des 
Grundgesetzes (GG) die Eisenbahnen des Bundes als 
Wirtschaftsunternehmen in privatrechtlicher Form zu führen. Die 
negativen Erfahrungen mit Bundes- und Reichsbahn führten zu der 
Erkenntnis, dass sich nur eine unternehmerisch geführte und 
privatwirtschaftlich verfasste Eisenbahn im Wettbewerb der 
Verkehrsträger behaupten kann. 

Unternehmerische 
Ausrichtung der 
DB  

 

 

Nach Artikel 87 e Absatz 4 GG gewährleistet der Bund, „daß dem 
Wohl der Allgemeinheit, insbesondere den Verkehrsbedürfnissen, 
beim Ausbau und Erhalt des Schienennetzes der Eisenbahnen des 
Bundes (…) Rechnung getragen wird.“ Deshalb beteiligt er sich 
maßgeblich an der Finanzierung des Schienenpersonennahverkehrs 
(SPNV) sowie an Investitionen in die Bundesschienenwege. 

Staatliche       
Verantwortung für 
Infrastruktur und 
Nahverkehr 

 

Im Jahr 2014 beliefen sich die Ausgaben des Bundes für das 
Eisenbahnwesen insgesamt auf rund 17,0 Milliarden Euro (siehe 
Abbildung 1). Davon wurden knapp 11,3 Milliarden Euro für das 
System Schiene verwendet: für Investitionen in die Infrastruktur, für 
das Angebot im öffentlichen Nahverkehr sowie als Ausgleich von 
Leistungen im öffentlichen Interesse. 

11,3 Mrd. Euro für 
das System 
Schiene 

 

 

Abbildung 1 
 

 

Die zweckgebundenen Mittel des Bundes für die Schienen-
infrastruktur beliefen sich 2014 auf knapp 3,9 Milliarden Euro brutto.  

Ferner erhielt die DB für sonstige Dienstleistungen im Interesse der 
Allgemeinheit (überwiegend zum Ausgleich betriebsfremder 
Aufwendungen an Bahnübergängen) Ausgleichszahlungen und 
Entgelte in Höhe von gut 90 Millionen Euro. 

3,9 Mrd. Euro  
für die Infrastruktur 

 

Für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) überwies der Bund 
den Ländern im Jahr 2014 rund 7,3 Milliarden Euro 
Regionalisierungsmittel. Mit diesem Geld haben die Länder 
insbesondere Verkehrsleistungen im SPNV bestellt. 

7,3 Mrd. Euro 
Regionalisierungs-
mittel 

 

Darüber hinaus hat der Bund das Defizit des Bundeseisenbahn-
vermögens (BEV) von 5,7 Milliarden Euro übernommen, womit 
Verpflichtungen von Bundes- und Reichsbahn aus der Zeit vor der 
Bahnreform finanziert werden (insbesondere die Zahlungen an ca. 
164.000 Versorgungsempfänger). Diese Mittel fließen somit nicht in 

5,7 Mrd. Euro 
Defizit des BEV  
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das System Schiene. 

Die Finanzierung des Schienennetzes 
 

Der Bund beteiligt sich nach Artikel 87 e Absatz 4 GG an der 
Finanzierung der Bundesschienenwege (siehe Abbildung 2). Weitere 
Finanzierungsquellen sind insbesondere Eigenmittel der DB und im 
geringeren Umfang auch Mittel der Länder und der EU. 

Abbildung 2 
 

  

Ersatzinvestitionen in das Bestandsnetz wurden in den Jahren 
2013 und 2014 aus Bundesmitteln in Höhe von jährlich 2,75 
Milliarden Euro bezuschusst. Zwischen 2002 und 2012 standen 
jährlich nur 2,5 Milliarden Euro Bundesmittel zur Verfügung. 
Grundlage hierfür ist seit 2009 die sog. Leistungs- und Finanzierungs-
vereinbarung (LuFV I), die den Infrastrukturbeitrag des Bundes und 
das Instandhaltungsvolumen der Eisenbahninfrastrukturunternehmen 
(EIU) regelt. Vertragsgegenstand ist zudem die Definition von 
Kennzahlen zur Qualität des bestehenden Netzes. 

Finanzierung von 
Ersatzinvestitionen 
im Bestandsnetz in 
LuFV geregelt 
 
 

 

 

Um den Investitionsrückstau im Schienennetz langfristig abzubauen, 
ist die Mittelausstattung der für den Zeitraum 2015 bis 2019 neu 
vereinbarten LuFV II gegenüber der LuFV I von 20 Milliarden Euro 
auf 28 Milliarden Euro erhöht worden (siehe Abbildung 3). 

Die DB wird sich bis Ende 2019 mit insgesamt 11,4 Milliarden Euro 
an der LuFV II beteiligen. Dabei erhöht die DB ihre vertraglich 
zugesagten Instandhaltungsmittel um über 50 Prozent auf 
mindestens acht Milliarden Euro.  

Mittelausstattung 
der LuFV um 8 
Milliarden Euro 
erhöht  

 

 

Ferner werden die für Ersatzinvestitionen zur Verfügung gestellten 
Eigenmittel der DB durch den sog. „Finanzierungskreislauf 2.0“ 
erhöht. Dabei stellen die Eisenbahninfrastrukturunternehmen (EIU) 
der DB ab 2015 ihr vollständiges Ergebnis für die Finanzierung der 
Infrastruktur zur Verfügung. Dies wird sichergestellt, indem deren 
Nachsteuerergebnis als Bestandteil der Dividende der DB AG zu 100 
Prozent an den Bund abgeführt und als Zuschuss wieder für das 
Bestandsnetz zur Verfügung gestellt wird. 

Finanzierungs-
kreislauf 2.0  

 

 

Vorteil des „Finanzierungskreislauf 2.0“ ist, dass durch die 
Mittelverwendung in Form von Baukostenzuschüssen ein zusätzlicher 
Aufwärtsdruck auf die Trassen- und Stationspreise vermieden wird. 
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Abbildung 3 
 

  

Die Entwicklung der Qualitätsziele der LuFV II ist aus einer 
langfristigen Perspektive abgeleitet. Die Qualitätskennzahlen der 
LuFV I bleiben grundsätzlich erhalten. Allerdings sind die Zielwerte 
deutlich verschärft, bspw. bei der Anzahl der „zugelassenen“ 
Infrastrukturmängel oder bei der Kennzahl „Theoretischer 
Fahrzeitverlust“. Zusätzlich besteht eine neu entwickelte Kennzahl 
zur Anzahl voll- und teilerneuerter Brücken. Dabei hat sich die Bahn 
verpflichtet, zwischen 2015 und 2019 mindestens 875 Brücken zu 
erneuern – bislang sind es jährlich nur rund 120.  

Qualitätsziele der 
LuFV verschärft  

 

Neu- und Ausbaumaßnahmen werden nach dem Bundesschienen-
wegeausbaugesetz (BSchwAG) überwiegend vom Bund über 
Baukostenzuschüsse finanziert. Diese Bundesmittel betrugen im Jahr 
2014 gut 900 Millionen Euro. In deutlich geringerem Maße als der 
Bund gewähren hier auch die Länder und die EU Baukosten-
zuschüsse für die Infrastruktur. 

Darüber hinaus beteiligt sich die DB an Infrastrukturinvestitionen mit 
Eigenmitteln. Anders als erhaltene Baukostenzuschüssen sind diese 
Mittel bei den EIU der DB zu bilanzieren und abzuschreiben. Die 
damit verbundenen Kapitalkosten müssen somit über Trassen- und 
Stationspreise zurückverdient werden. 

900 Mio. Euro für 
Aus- und Neubau  

 

 

 

 

 
 

 

 

Die Notwendigkeit von Investitionen in den Aus- und Neubau wird 
anhand der Verkehrsprognose zum neuen Bundesverkehrswegeplan 
(BVWP 2015) ersichtlich. Der Bund prognostiziert der Schiene bis 
2030 sowohl ein deutliches Verkehrswachstum als auch steigende 
Marktanteile. 

Leistungsfähigkeit 
der Infrastruktur 
erhöhen 

 

Die Schiene wird ihren Anteil am Verkehrsmarkt insbesondere dann 
ausbauen können, wenn es gelingt, die Leistungsfähigkeit der 
Schieneninfrastruktur zu erhöhen. Maßnahmen, die auch im Hinblick 
auf den immer wichtiger werdenden umwelt- und klimapolitischen 
Beitrag der Schiene entscheidend sind. 

  

Um die Straße zu entlasten und die Rolle der Schiene zu stärken, 
wird ein gesamtnetzbezogener BVWP 2015 benötigt, der eine 
Planung in Korridoren und die Auflösung von Engpässen 
insbesondere in den Netzknoten vorsieht. 
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Mit der „Netzkonzeption 2030“ hat die DB ein solches Gesamt-
konzept für den Neu- und Ausbau entwickelt. Das zum BVWP 2015 
angemeldete Konzept „Zielnetz 2030“ definiert Neu- und 
Ausbaumaßnahmen, die in Bezug auf die Verkehrsprognose 2030 
der DB ein engpassfreies Netz ermöglichen. Um dieses Ziel zu 
erreichen, bedarf es seitens des Bundes einer entsprechenden 
Maßnahmenpriorisierung und Mittelbereitstellung.  

Der Netzbeirat der DB Netz AG, ein unabhängiges Gremium, in dem 
auch andere Bahnen sowie die Aufgabenträger der Länder für den 
SPNV vertreten sind, unterstützt die Netzkonzeption 2030 und 
betrachtet diese als „Schlüssel für eine zukunftsfähige Eisenbahn“. 

Engpassfreies 
„Zielnetz 2030“  

 

In vielen Fällen führen bereits kleinere Maßnahmen zu spürbaren 
Kapazitätsgewinnen im Schienennetz wie auch zu Produktivitäts-
gewinnen bei den Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU). Um bspw. 
eine systematische Fahrbarkeit von 740m langen Güterzügen und ein 
entsprechendes 740m-Netz zu  ermöglichen, sind lediglich 
Anpassungen an Überholgleisen erforderlich. 

Kapazitätsgewinne 
durch kleinere 
Maßnahmen  

 

Betriebsführung und Instandhaltung werden vollständig aus 
Einnahmen der EIU der DB finanziert, die sie von den EVU durch 
Infrastrukturentgelte  erwirtschaften. Durch Trassen-, Bahnhofs-
benutzungs- und Entgelten für Strom und Diesel entrichten die EVU 
ihren eigenen Beitrag zur Finanzierung des Betriebes und der 
Instandhaltung der Eisenbahninfrastruktur. 

Nutzerfinanzierung  
von Betrieb und 
Instandhaltung  

 

 

 

 

Abbildung 4 
 

 

Der Gesamtaufwand für die Eisenbahninfrastruktur, der bei den 
EIU der DB (DB Netz AG, DB Station & Service AG und DB Energie 
GmbH) anfällt, setzt sich zusammen aus den Investitionsmitteln des 
Bundes, der Länder und der EU, den investiven Eigenmitteln der DB 
sowie dem allein von der DB getragenen Personal-, Material- und 
sonstigen Aufwand für Betrieb und Instandhaltung. 

Anteile des 
Gesamtaufwands 
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Im Jahr 2014 finanzierte die öffentliche Hand die Investitionen in die 
Infrastruktur zu rund drei Vierteln, der Anteil der DB betrug rund ein 
Viertel (Abbildung 4, rechte Säule „Investitionen Bestandsnetz, Neu- 
und Ausbau“). Beim Gesamtaufwand (für Investitionen, 
Instandhaltung und Betrieb) für die Eisenbahninfrastruktur (Netz, 
Bahnhöfe und Energieversorgung) beträgt der Anteil der DB 
hingegen gut zwei Drittel. Der Anteil der öffentlichen Hand macht hier 
nur knapp ein Drittel aus. 

  

Seit der Bahnreform wurden bis zum Jahr 2014 insgesamt gut 112,7 
Milliarden Euro in die Infrastruktur investiert. Davon entfielen rund 
20,7 Milliarden Euro bzw. jährlich knapp eine Milliarde Euro auf 
Eigenmittel der DB. Einschließlich der Tilgung zinsloser 
Bundesdarlehen und der Rückzahlung von Baukostenzuschüssen 
wurden somit insgesamt 33,5 Milliarden Euro eigenfinanziert, dies 
entspricht einem Anteil von rund 30 Prozent. 

 

Eigenmittel der DB 
für Infrastruktur-
investitionen 

 

Die Finanzierung des Schienenpersonennahverkehrs 
 

Auf Grundlage von Artikel 106a GG und des Regionalisierungs-
gesetzes (RegG) stellt der Bund den Ländern seit 1996 die 
sogenannten Regionalisierungsmittel für den öffentlichen Personen-
nahverkehr (ÖPNV) zur Verfügung. Die Aufgabenträger der Länder 
entscheiden, bei welchem Verkehrsunternehmen sie mit diesen 
Mitteln SPNV-Leistungen bestellen und in welcher Höhe sie diese für 
andere ÖPNV-Zwecke verwenden.  

Das RegG wird in mehrjährigen Abständen einer Revision unter-
zogen. Die nächste ist in diesem Jahr für die Jahre ab 2016 
vorgesehen. 2014 stellte der Bund den Ländern rund 7,3 Milliarden 
Euro zur Verfügung. Auf die Sparte Schiene von DB Regio entfielen 
gut 4,1 Milliarden Euro an Regionalisierungsmitteln in Form von 
Bestellerentgelten der Aufgabenträger. 

Zweite wesentliche Finanzierungsquelle des SPNV sind in 
zunehmenden Umfang die Fahrgelderlöse. Der Außenumsatz der 
Sparte Schiene von DB Regio betrug einschließlich der 
Bestellerentgelte im Jahr 2014 gut 7,5 Milliarden Euro. 

Regionalisierung-
mittel für den 
Nahverkehr 

 

 

 

4,1 Milliarden 
SPNV-Mittel an DB 

 

Die Beförderungsleistung ist im SPNV im Zeitraum von 1994 bis 2014 
um rund 77 Prozent gestiegen, von gut 30 Milliarden auf fast 54 
Milliarden Personenkilometer. Das SPNV-Angebot selbst konnte um 
30 Prozent auf 652 Millionen Zugkilometer ausgebaut werden. 

77 Prozent mehr 
Verkehrsleistung   

 

Entfielen 1994 in heutigen Preisen umgerechnet auf einen 1 Euro 
Regionalisierungsmittel 4,3 Personenkilometer, ist dieser Wert bis 
2014 um 70 Prozent auf 7,3 Personenkilometer gestiegen. Die 
geringere Zunahme dieser Kennzahl in den vergangenen Jahren 
(siehe Abbildung 5) spiegelt jedoch die durch den intensiven 
Wettbewerb auf der Schiene inzwischen ausgeschöpften Spielräume 
zur Kostensenkung wider. 

Effizienzspielräume 
sind ausgeschöpft  
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Abbildung 5 

  

Angesichts der ausgeschöpften Kostensenkungsspielräume sollte 
neben einer angemessenen Erhöhung der Grundfinanzierung die 
Dynamisierung der Regionalisierungsmittel von heute 1,5 Prozent auf 
über 2,0 Prozent angehoben werden. 

Höhere 
Dynamisierung 
erforderlich 

 

 

Der Infrastruktur des Nahverkehrs droht ferner eine Finanzierungs-
lücke, da jährlich rund 1,3 Mrd. Euro an investiv zweckgebundenen 
sog. Entflechtungsmitteln noch bis 2019 den Ländern zur Verfügung 
stehen. Eine gesetzliche Anschlussfinanzierung für die Jahre ab 2020 
ist daher auch aus Gründen der Planungssicherheit dringend 
erforderlich. 

Anschluss-
finanzierung 
notwendig 

 

Sonstige Ausgleichszahlungen und Entgelte   

Für Leistungen im Interesse der Allgemeinheit erhielt die DB im Jahr 
2014 Ausgleichszahlungen für betriebsfremde Aufwendungen bei 
höhengleichen Kreuzungen „Straße/Schiene“ (ca. 87 Millionen Euro) 
sowie Entgelte für Leistungen der zivilen Verteidigung  
(ca. 4 Millionen Euro). 

  

Bundesleistungen an das BEV 
 

Um das Defizit des Bundeseisenbahnvermögens (BEV) 
auszugleichen, bringt der Bund jedes Jahr rund 5 bis 6 Milliarden 
Euro (2014: knapp 5,7 Milliarden Euro) auf. Dieser Beitrag entsteht 
aufgrund der Verpflichtungen, die das BEV als Rechtsnachfolger der 
Bundes- und Reichsbahn übernommen hat.  

Bund gleicht BEV-
Defizit aus 

 

 

Hauptaufgabe des BEV sind Zahlungen an ca. 164.000 
Versorgungsempfänger der Bundes- und Reichsbahn. Der 
Wirtschaftsplan des BEV informiert für 2014 über Personalausgaben 
von insgesamt rund 4,8 Milliarden Euro für „Versorgungsbezüge der 
Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten / Hinterbliebenen“ 
und für „Beihilfen, Unterstützungen und dgl. für 
Versorgungsempfänger“. 

4,8 Milliarden für 
Versorgungs-
empfänger  
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Die Bahnreform ist ein fiskalpolitischer Erfolg  

Seit der Bahnreform ist bei stetig steigendem Schienenverkehr der 
fiskalische Aufwand für das Eisenbahnwesen (System Schiene und 
BEV) um über 17 Prozent zurückgegangen. Wurden im Jahr 1994 
noch 20,5 Milliarden Euro verzeichnet (was in heutigen Preisen rd. 
27,7 Milliarden Euro entsprechen würde), waren es 2014 nur noch 
rund 17,0 Milliarden Euro (siehe Abbildung 7). 

3,5 Milliarden 
weniger fiskalischer 
Aufwand 

 

 

In gleichem Zeitraum nahmen die Lebenshaltungskosten um rund 35 
Prozent und die Leistung der Gesamtwirtschaft – das nominale 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) – legte um fast 60 Prozent zu. In Relation 
zu diesen beiden Entwicklungen nahm der um 17 Prozent gesunkene 
fiskalische Aufwand für das Eisenbahnwesen damit sogar deutlich ab: 
um fast 40 Prozent gegenüber den Lebenshaltungskosten und um 
fast 50 Prozent gegenüber dem nominalen BIP. 

Aufwand gegenüber  
Wachstum der 
Gesamtwirtschaft 
fast halbiert  

 

 

Zugleich wurde das System Schiene mit öffentlichen Mitteln in Höhe 
von 158 Milliarden Euro und mit eigenfinanzierten Mitteln der DB in 
Höhe von über 61 Milliarden Euro umfassend modernisiert. Im 
langjährigen Durchschnitt hat die DB mit Unterstützung des Bundes 
von 1994 bis 2014 damit dreieinhalb Mal so viel brutto pro Jahr 
investiert wie die Bundesbahn von 1970 bis 1993. 

3,5-mal so viel 
investiert wie vor 
der Bahnreform 

 

 

Abbildung 7 

 

Die gleichermaßen positive verkehrliche und fiskalische Bilanz führt 
dazu, dass heute im Vergleich zu 1994 bei gesunkenen fiskalischen 
Aufwand deutlich mehr Schienenverkehr erbracht wird. Von 1994 bis 
2014 ist bereinigt um die Zunahme der Lebenshaltungskosten der 
fiskalische Aufwand für das System Schiene pro Personentonnen-
kilometer um 57 Prozent gefallen. 

Aufwand je 
Verkehrseinheit um 
57 Prozent 
gesunken 

Diese erfolgreiche Entwicklung des Verkehrsträgers Schiene muss 
auch weiterhin wirkungsvoll unterstützt werden. Hierzu bedarf es – wie 
oben erläutert – der Dynamisierung der Mittel für den SPNV, einer 
Nachfolgeregelung zu den Entflechtungsmitteln sowie auf Ebene des 
BVWP 2015 einer Maßnahmenpriorisierung und Mittelbereitstellung, 
die ein engpassfreies Netz ermöglicht. 

Andernfalls besteht gerade mit Blick auf die Verkehrsprognosen die 
Gefahr, die Substanz und Wettbewerbsfähigkeit eines international 
anerkannten und erfolgreichen Eisenbahnsystems zu beschädigen. 

Substanz des  
Systems Schiene 
erhalten 

 


